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Spitzenberger Elke

Von: Ottl Michael
Gesendet: Montag, 24. April 2023 09:22
An: Spitzenberger Elke
Betreff: WG: Antrag auf unverzügliche Beratung des AfD-Antrages vom 27.12.2022 in

Sachen "Budgetübertragungen" sowie Beratung des überörtlichen
Prüfungsberichtes vom 01.06.2021 (!) und die dazu ergangenen Stellungnahmen -
jeweils in öffentlicher Sitzung

Anlagen: Schmidt Manfred - Behandlung des Antrags vom 27.12.2022.pdf

Von: 
Gesendet: Samstag, 15. April 2023 22:05
An: Niedergesäß Robert 
Cc: 
Betreff: Re: Antrag auf unverzügliche Beratung des AfD-Antrages vom 27.12.2022 in Sachen "Budgetübertragungen"
sowie Beratung des überörtlichen Prüfungsberichtes vom 01.06.2021 (!) und die dazu ergangenen Stellungnahmen -
jeweils in öffentlicher Sitzung

An den

Landrat des Landkreises Ebersberg

Herrn

Robert Niedergesäß  o.V.i.A.

Antrag auf unverzügliche Beratung des AfD-Antrages vom 27.12.2022 in Sachen
"Budgetübertragungen" sowie Beratung des überörtlichen Prüfungsberichtes vom
01.06.2021 (!) und der dazu ergangenen Stellungnahmen - jeweils in öffentlicher
Sitzung im Rahmen des Art. 46 - Öffentlichkeit - der Landkreisordnung für den
Freistaat Bayern (Landkreisordnung - LKrO)

Sehr geehrter Herr Landrat Niedergesäß,

nach der auch Ihnen zugegangenen Entscheidung des Herrn Regierungspräsidenten von
Oberbayern steht jedenfalls jetzt einer öffentlichen Beratung des BKPV-Berichtes vom
01.06.2021 und der dazu ergangenen Stellungnahmen  der Landkreisverwaltung sowie der
Rechtsaufsicht nichts mehr im Wege. Das Gleiche gilt für den AfD-Antrag vom 27.12.2022.

Die von der Rechtsaufsicht als  - so wörtlich - "jedenfalls vertretbar" getroffene
Entscheidung für die seinerzeit auf Antrag hin erfolgte Mehrheitsentscheidung zur damals
nichtöffentlichen Behandlung nehme ich trotz anderer Überzeugung "realiter" und aus
zeitökonomischen Gründen hin, zumal jedenfalls nunmehr die öffentliche Behandlung
unstrittig sein dürfte.
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Rein vorsorglich darf ich darauf hinweisen, daß auch nach Aufforderung des Herrn
Regierungspräsidenten, "diese Praxis einzustellen" der guten Ordnung halber noch ein
förmlicher "Beseitigungs-Beschluß" gefaßt werden sollte; Hervorhebung durch den
Unterzeichner.

Außerdem sind als zwangsläufige Folgen die §§ 43 ("Budgetübertrag"!) und 45
("!Verwendung des Budgetübertrags") der verwaltungsinternen "Dienstanweisung für das
Haushaltswesen, die Buchführung und den Zahlungsverkehr (Finanz-DA) aus gegebenem
Anlaß ersatzlos zu streichen, was hiermit zusätzlich beantragt wird.

Auch die öffentliche Beratung und Beschlußfassung zum gesamten Prüfungsbericht wird
z.B. wegen der zu Tage geförderten teilweise kostenträchtigen Mängel sowie tarif- und
damit rechtswidrig gewährten Zulagen etc. ein ausreichendes "Zeitfenster" erfordern; auf S.
5 (ungenügende bzw. nicht erfolgte Erledigung früherer Prüfberichte) sowie auf die Seiten
95, 101 ff, 128, 134, 137 und 138 des BKPV-Berichtes erlaube ich mir, beispielsweise
besonders hinzuweisen. Einzelheiten behalte ich mir ggf. für den Beratungsverlauf vor.

Nicht verhehlen möchte ich meine Verwunderung darüber, daß der offensichtliche Mißstand
dieser verharmlosend als "Budgetübertragungen" bezeichnenden rechtswidrigen
Mittelverwendung über fast zwei Jahrzehnte praktiziert werden konnte, woran noch nicht
einmal die bereits im Jahre 2013 im Rahmen des überörtlichen BKPV-Berichtes für die Jahre
2006 - 2011 ausführlich erfolgte Kritik zu diesem leidigen Thema auch nur das Geringste an
der Fortführung ändern konnte.

Als AfD-Fraktion überlassen wir künftig gerne anderen Fraktionen den Vortritt bei
der Beseitigung unvertretbarer Praktiken.

Abschließend bitte ich und empfehle Ihnen, diesen inhaltsträchtigen TOP auch wegen seiner
finanziellen Bedeutung nicht etwa wieder am Schluß - kurz vor den "Regularien"
(Bekanntgaben, Anfragen etc.), sondern möglichst weit vorne zu platzieren, da am TO-Ende
Ermüdungs- und "Diskussionssättigungs-Erscheinungen" nicht auszuschließen sind.

Als vernünftigste Lösung halte ich eine eigene Sonder-Sitzung zu diesen umfanfgreichen
Materien als formal beste Lösung, was hiermit zusätzlich angeregt wird..

Freundliche Grüße

Manfred Schmidt, Vorsitzender der AfD-Kreistagsfraktion










